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Insgesamt sind, über alle Beschäftigungs-

verhältnisse hinweg, im Schnitt über 7 

Prozent der Menschen befristet beschäf-

tigt. Und hier werden Menschen unter 25 

nicht mitgezählt.   

Sie sind besonders betroffen: Über 40 

Prozent der 20- bis 25-Jährigen hat einen 

befristeten Arbeitsvertrag. Bei den noch 

Jüngeren sind es sogar über 70 Prozent! 

In Deutschland sind 4 von 10 Neueinstel-

lungen befristet. Dafür gibt es bei ledig-

lich 7 Prozent einen Sachgrund. In der 

großen Mehrheit sind die Befristungen 

sachgrundlos, also mit festgelegtem End-

datum. In den letzten 20 Jahren hat sich 

der Anteil dieser sachgrundlosen Befris-

tungen verdreifacht.  

Wir sehen also: Befristungen sind weit 

verbreitet. Zudem werden sachgrundlose 

Befristungen von den Arbeitgebern häufig 

als verlängerte Probezeit missbraucht.  

Und bei der Post? 

Zur Verdeutlichung: In Deutschland ha-

ben 7 Prozent der Beschäftigten einen 

befristeten Arbeitsvertrag.  

Bei der Post sind es über 20 Prozent 

(Stand Dezember 2020)!  

 Jede*r Fünfte arbeitet mit Ablauf-

datum bei der DP AG! 

 Jede*r Fünfte hat keinen sicheren 

Arbeitsplatz bei der DP AG! 

 Jede*r Fünfte hat keine sichere 

Zukunft bei der DP AG! 

Deshalb setzen wir uns gemeinsam und 

solidarisch ein. Wir kämpfen für Entfris-

tungen – jetzt und in Zukunft! 

Trotz Personalbedarf durch Lockdown, 

am Befristungskonzept wird festgehalten 

Unstrittig ist, dass es durch den Lock-

down erhöhte Sendungsmengen gibt und 

dafür mehr Personal benötigt wird.  

Laut aktuellen Meldungen erwartet das 

Unternehmen, dass sich auch nach dem 

Lockdown das Bestellverhalten wenig 

ändern wird und das Sendungsvolumen 

hoch bleibt. Der Vorstandsvorsitzende 

Herr Appel spricht, was den Umsatz und 

den Gewinn betrifft, vom besten Ergebnis 

für ein erstes Quartal aller Zeiten.  

Trotzdem ist die Befristetenquote bei der 

Deutschen Post AG mit über 20 % deut-

lich zu hoch! Es ist nicht zu verstehen, 

dass in der Regel erst nach 2 Jahren ent-

fristet wird. In manchen Fällen sogar erst 

deutlich später. 

Es gibt Kolleg*innen, die mit ihrer Familie 

in engen Verhältnissen leben und wegen 

ihrer Befristung keine größere Wohnung 

bekommen.  

Auch einen Handy-Vertrag abzuschließen, 

einen Kredit für das Auto oder defekte 

Haushaltsgeräte aufzunehmen macht 

diesen Kolleg*innen Schwierigkeiten. 

Abgesehen davon, trauen sie sich oft 

nicht, gegenüber ihren Vorgesetzen auf 

ihre Rechte zu bestehen.  

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Solidarität ist Zukunft. Und Zukunft ist unbefristet!  
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Was bedeutet es eigentlich, nur einen be-

fristeten Arbeitsvertag zu haben?  

 Die Kolleg*innen haben Probleme bei 

der Wohnungssuche 

 Sie bekommen keine Kredite für ein 

Auto oder eine defekte Waschmaschine 

 Sie bekommen keinen Handyvertrag 

 Hausbau unmöglich  

 Sie sind erpressbar 

 Wenn sie krank werden ist der Job weg. 

 Ständiger Verzicht auf freie Tage, Frei-

zeit ist nicht planbar 

 Probleme mit dem Urlaub  

 Angst um die Zukunft, Existenzangst 

 Kinderwunsch ist nicht machbar  

 Sie Streiken nicht  

 Sie arbeiten oft mehr als 10 Stunden 

täglich 

 Nehmen häufig ihre Rechte nicht war 

Bundesregierung ist aufgefordert den Koali-

tionsvertrag einzuhalten 

Die Regierungskoalition aus CDU/CSU und 

SPD hatte sich mit dem Koalitionsvertrag 

darauf verständigt, dieses Thema in der 

laufenden Legislaturperiode anzugehen. 

Das Bundesarbeitsministerium hatte Mitte 

April einen Gesetzesentwurf vorgelegt. Die-

ser wird offensichtlich vom Bundeskanzler-

amt blockiert. Eine Kabinettsbefassung 

wird somit nicht stattfinden können. Sie ist 

aber Voraussetzung, um den Vorschlag des 

Bundesarbeitsministers ins Parlament und 

somit in die Umsetzung geben zu können. 

Auch die Unionsfraktion unterstützt diesen 

Gesetzentwurf momentan nicht.  

Wir haben die Erwartung, dass die Bundes-

regierung und die Bundestagsfraktionen 

von Union und SPD handeln und das Teil-

zeit- und Befristungsgesetz ändern. So soll, 

dem unsäglichen Missbrauch der Befristun-

gen ein Riegel vorgeschoben werden. 

Wir fordern von der Regierung maximal 2,5 

Prozent zeitbefristete Arbeitsverträge zuzu-

lassen! Festeinstellung sollte die Regel 

sein! 

Dazu müssen viele Rädchen ineinander-

greifen: Betrieb, Gewerkschaft, Arbeitgeber 

und die Politik bzw. die Gesetzgebung..  

Im Koalitionsvertrag, der im März 2018 (!) 

geschlossen wurde, heißt es:  

„Wir wollen den Missbrauch bei den Befris-

tungen abschaffen. Deshalb dürfen Arbeit-

geber mit mehr als 75 Beschäftigten nur 

noch maximal 2,5 Prozent der Belegschaft 

sachgrundlos befristen. Bei Überschreiten 

dieser Quote gilt jedes weitere sachgrund-

los befristete Arbeitsverhältnis als unbefris-

tet zustande gekommen. Die Quote ist je-

weils auf den Zeitpunkt der letzten Einstel-

lung ohne Sachgrund zu beziehen.“ 

Von 21 Prozent Befristungen auf 2,5 Pro-

zent sachgrundlose Befristungen bei der 

Post – nahezu paradiesische Zahlen! 

Denn leider ist bislang in dieser Hinsicht 

nichts passiert. Natürlich hat die Pandemie 

auch die Regierungsbeteiligten auf Trab 

gehalten, doch für uns ist klar: Wir werden 

die Politik – die Kandidat*innen und Partei-

en – auch an ihrer Befristungspolitik mes-

sen! 

Der Wahlkampf für die Bundestagswahl 

kommt ins Rollen. Was wir ver.di für unsere 

Kolleg*innen brauchen sind keine netten 

Worte, sondern verlässliche Zusagen.  

Sachgrundlose Befristungen werden vom 

Arbeitgeber oft als verlängerte Probezeit 

missbraucht. Doch die Probezeit kann sich 

bereits über 6 volle Monate erstrecken. 

Das muss reichen! 

Deshalb fordern wir als ver.di: 

 Sachgrundlose Befristungen ab-

schaffen! 

 Befristungsgründe eindämmen!  

 Kettenbefristungen verhindern! 

Die Parteien, die Entscheidungsträ-

ger*innen und der Gesetzgeber müssen für 

die Menschen, für uns als Gesellschaft und 

Gemeinschaft, Verantwortung überneh-

men. Das heißt auch: Die Rahmenbedin-

gungen für einen sicheren Job – und damit 

unbefristeten Job –  setzen.  

An die Arbeitgeber 

Für weitgehende Entfristungen und nach-

haltig gute Arbeitsbedingungen könnte der 

Arbeitgeber jedoch selbst sorgen – und 

zwar jetzt und gleich.  

Denn es ist die Entscheidung der Unterneh-

men, ihre Beschäftigten monate-, wenn 

nicht jahrelang zu befristen und von einer 

Unsicherheit in die nächste zu reichen.  

Besonders die Deutsche Post fährt in der 

Corona-Krise Rekordergebnisse ein! 1,6 

Milliarden Pakete wurden 2020 von unse-

ren Kolleg*innen bearbeitet und zugestellt. 

Der Konzern konnte sein operatives Ergeb-

nis um über 17 Prozent steigern auf mehr 

als 4,8 Milliarden Euro.  

Diese Zahlen muss man sich auf der Zunge 

zergehen lassen. 

Wer für diese unglaublichen Zahlen gesorgt 

hat? Genau, eben diese Beschäftigten – 

auch die mit befristeten Arbeitsverträgen.  

Sieht so Wertschätzung und Zukunftsper-

spektive aus? Ganz klar: Nein.  

Die Unternehmensführungen wollen maxi-

male Rendite zu Lasten ihrer Beschäftig-

ten. Sie wollen ihre Mitarbeiter*innen in 

Unsicherheit belassen. Sie wollen Befris-

tungen, wo immer sie diese kriegen kön-

nen.  

Und das werden wir als ver.di nicht durch-

gehen lassen. Wir stehen Seite an Seite  

mit den befristeten Kolleg*innen: Als Be-

legschaft, als Vertrauensleute, als Betriebs-

gruppe und als ver.di. Wir werden die Ar-

beitgeber nicht aus ihrer Verantwortung 

lassen, sondern uns dafür gemeinsam und 

solidarisch stark machen, dass Befristun-

gen und vor allem sachgrundlose Befristun-

gen der Vergangenheit angehören. Wir 

wollen dafür sorgen, dass Kettenbefristun-

gen abgeschafft werden.  

 

(Fortsetzung von Seite 1) 



Aktionen 

Film zum Thema (un)befristet 
Die Betriebsgruppe Brief Mainz hat zum Thema (un)befristet einen Film gemacht, in 

dem zum einen auf die finanzielle Situation der Deutschen Post AG als eine Gewinne-

rin der Corona-krise eingegangen wird und zum anderen dargestellt wird, was es für 

die Betroffenen bedeutet keinen Festvertrag zu haben. 

Den Film gibt es unter dem folgenden Link oder dem QR-Code zu sehen: 

Video zum Thema (un)befristet 

https://www.youtube.com/watch?

v=azDRhXasgnM&t=26s 

Plakate 
Der Landesbezirksfachbereich hat Plakate entworfen und sie den 

Betriebsgruppen zur Verfügung gestellt. Die Plakate sind in den 

Niederlassungsbereichen ausgehängt worden.  

Unterschriftenaktion  
Die Betriebsgruppen haben eine Unterschriftenaktion zum 

Thema (un)befristet gemacht. Die Kolleg*innen erklärten sich 

mit den befristeten Beschäftigten solidarisch und forderten: 
 

Weg mit dem „Ablaufdatum“  

unserer Kolleg*innen! 

Sechs Monate Probezeit sind genug.  (un)befristet  jetzt! 

 

Den Film der Betriebsgruppe Brief Mainz gibt es unter 

dem folgenden Link oder dem QR-Code zu sehen: 

https://www.youtube.com/

watch?v=GscS7rAi7uI 

Anschreiben an MdB 
Die Betriebsgruppen haben die Mitglieder 

des Bundestages aus den Wahlkreisen 

ihres Bereiches angeschrieben, mit der 

Forderung den Missbrauch von befristeten 

Arbeitsverträgen zu stoppen und das Teil-

zeit- und Befristungsgesetz zu ändern. 

Seite 3 Schreiben an die Mitglieder des Bundestages 

Video zur Unterschriftenaktion 
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Fiege-VDC: Ergebnis erzielt 
Am 23.02.2021 haben trotzt der anhalten-

den Corona-Pandemie Tarifverhandlungen 

bei Fiege VDC in Worms stattgefunden.  

Unter Berücksichtigung der aktuellen welt-

weit wirtschaftlich schwierigen Situation 

haben wir ein Verhandlungsergebnis erzie-

len können! Ziel war es, unter den aktuel-

len Bedingungen Verbesserungen und die 

Anerkennung der Leistungen der Beschäf-

tigten in der Coronakrise zu erreichen. 

Nach konstruktiven Gesprächen mit dem 

Arbeitgeber konnte folgendes Ergebnis 

erzielt werden, welches einstimmig von der 

Tarifkommission angenommen wurde.  

Der Tarifabschluss im Detail:  

 800 € Coronaprämie mit der März- Ab-

rechnung 2021 für alle Beschäftigten 

bei Fiege VCD Worms, die bereits im 

April 2020 beschäftigt waren, weiter 

beschäftigt und aktuell in einem unge-

kündigten Arbeitsverhältnis sind  

 Teilzeitbeschäftigte erhalten die Prämie 

anteilig ihrer Wochenarbeitszeit  

 „Neue Beschäftigte“ erhalten die 

Coronaprämie anteilig (1/12 für jeden 

Monat den sie zwischen April 2020 und 

März 2021 bei Fiege VDC beschäftigt 

waren)  

 Der § 4 Arbeitszeit des Manteltarifver-

trages wird bis zum 31.12.2022 außer 

Kraft gesetzt und durch eine neue, et-

was flexiblere Regelung ersetzt. Der 

Ausgleichszeitraum für geleistete Mehr-

arbeit wird hierbei auf den Zeitraum 

vom 01.01.-31.12. eines jeden Jahres 

vereinbart.  

 Ergänzungsvereinbarung zur Entgelt-

umwandlung für Job-Räder  

 Erhöhung der Entgelte um 2 % ab dem 

01.01.2022  

 Laufzeit bis 31.12.2022  

Reha-Kliniken – Median, der größte pri-

vatwirtschaftliche Reha-Konzern der Re-

publik, verweigert die fälligen Entgeltta-

rifverhandlungen mit ver.di.  

Unter dem Motto „Vom Hamsterrad ins 

Riesenrad“ haben sich die ver.di-Mitglieder 

der Median Kliniken Bernkastel-Kues zu-

sammengefunden um erneut Druck auf 

ihren Arbeitgeber auszuüben. Dieser ver-

weigert schon seit Mitte November die 

Aufnahme von Tarifverhandlungen. 

Der Vorstand des Landesfachbereich PSL 

Rheinland-Pfalz-Saarland hat sich in seiner 

virtuellen Sitzung am 11. Juni 2021 mit 

den Kolleginnen und Kollegen solidarisch 

erklärt und ihnen die folgende Solidaritäts-

erklärung geschickt: 

Solidaritätserklärung für die Beschäftig-

ten bei Median!  

Liebe Kolleg*innen,  

seit vielen Wochen steht ihr in einer 
schwierigen Tarifauseinandersetzung mit 
eurem Arbeitgeber. Noch immer schweigt 
die Geschäftsleitung zur Verhandlungsauf-
forderung um eine Corona-Sonderzahlung 

von 1500,- €.  

Seit Jahren leistet ihr als qualifizierte und 
engagierte Kolleg*innen hervorragende 
Arbeit. Als Dank dafür hat der Arbeitgeber 
eure Tarifverträge gekündigt und hat über 
viele Jahre keine Entgelterhöhungen ge-
zahlt. Und auch nun, gerade in den beson-
ders schweren Zeiten der Pandemie ent-
zieht sich die Arbeitgeberseite ihrer Verant-
wortung um bessere Arbeitsbedingungen 

und mehr Geld.  

Der Landesfachbereichsvorstand Post-
dienste, Speditionen und Logistik hat sich 
in seiner Sitzung m 11. Juni 21 dazu positi-
oniert und verurteilt ein solch ignorantes 

Verhalten der Arbeitgeber auf´s schärfste.  

In eurem engagierten Kampf stehen wir in 

voller Solidarität an eurer Seite.  

Eure Kolleg*innen vom Landesfachbereich 

PSL Rheinland-Pfalz-Saarland 

Solidaritätserklärung und Streikunterstützung der 

ver.di Senior*innen für die Beschäftigten bei Median 

„Vom Hamsterrad ins Riesenrad“  

Auch die Senioren der Region-Trier zei-

gen sich solidarisch! 

Sitzung des Landesfachbereichs PSL 

Rheinland-Pfalz-Saarland  



Am Samstag, dem 12.06.2021 haben Be-

rater*innen vom DGB-Team „Faire Mobili-

tät“ Mannheim und Stuttgart zusammen 

mit dem Kollegen von ver.di Saarbrücken 

(Mike Kirsch) und dem Kollegen von der 

Betriebsseelsorge des Bistums Speyer 

(Thomas Braun) eine Info-Aktion auf dem 

Autobahnrastplatz Dannstadt an der A 61 

durchgeführt, um die Lkw-Fahrer*innen 

über den deutschen Mindestlohn zu infor-

mieren und sich für ihren Einsatz während 

der laufenden Pandemie zu bedanken. 

Insgesamt kam man mit etwa 60 LKW-

Fahrern ins Gespräch. Über das Informati-

onsangebot haben sich die LKW-Fahrer sehr 

gefreut. 

Yaroslav, ein ukrainischer LKW-Fahrer mit 

einem polnischen Arbeitsvertrag, ist in der 

Branche seit über 36 Jahren tätig und war 

gerade auf dem Weg nach Polen (aus den 

Niederlanden), mit einer Pause für die Ka-

botage innerhalb Deutschlands. Er arbeitet 

im 2/1 System, was bedeutet, dass er alle 

zwei Wochen das Wochenende zu Hause 

verbringt. Überwiegend fährt er durch Euro-

pa und er hat versichert, den Mindestlohn  

des jeweiligen Landes zu erhalten. Die 

Nächte verbringt er in seinem LKW, nur in 

Notfallsituationen soll der Arbeitgeber ihm 

die Unterkunft in einem Hotel zur Verfügung 

stellen. Trotz diesen Umständen sagt er, 

dass er seine Arbeit weiterhin sehr mag. 

Mirosław aus Polen war die Regelung be-

züglich des deutschen Mindestlohnes be-

kannt, jedoch bekommt er diesen von sei-

nem polnischen Arbeitgeber angeblich 

nicht. Nach seiner Aussage soll er monatlich 

insgesamt 1.800,00 EUR/brutto mit Spesen 

erhalten. Bei ihm hinterlässt es einen unan-

genehmen Nachgeschmack, wenn er er-

fährt, dass für die gleiche Arbeit seine deut-

schen Kolleg*innen mehr verdienen kön-

nen. Bei der Nachfrage, ob er breit wäre, 

seine Rechte durchzusetzen, sagt er „Geld 

macht nicht glücklich. Anstatt hier auf dem 

Parkplatz die Zeit verbringen zu müssen, 

würde ich gerne bei meiner Familie sein.“ 

Diese Aussagen hat Matej aus Tschechien 

bestätigt. Matej arbeitet für ein deutsches 

Speditionsunternehmen und ihm ist die 

Problematik der ausländischen Kol-

leg*innen bekannt. Nach seiner Aussage 

verdient er in einem deutschen Unterneh-

men etwa 2800 EUR/brutto, wobei seine 

Kolleg*innen, die mit einem polnischen 

Arbeitsvertrag unterwegs sind, 700 EUR 

weniger haben. Er hielt das für unfair, nahm 

für seine polnischen Kolleg*innen das an-

gebotene Infomaterialien und bedankte sich 

für den Einsatz der Berater*innen. 

Insgesamt hat sich gezeigt, dass die Fah-

rer*innen die gesetzliche Regeln zwar ken-

nen, sie 

sich aber 

nicht trau-

en ihre 

R e c h t e 

a u c h 

durchzuset-

zen, da sie 

dann ge-

fahrlaufen, 

ihre Jobs zu riskieren. Um so mehr waren 

sie froh, dass es Menschen gibt, die an 

ihrem Schicksal teilhaben möchten und sich 

um ihre Belange kümmern. 

Die Aktion hat ebenfalls das Team des 

SWR begleitet. Die Fernsehaufnahme gibt 

es unter folgendem Link:  

https://www.ardmediathek.de/video/swr-
aktuell-rheinland-pfalz/arbeitsbedingungen-
von-fernfahrern/swr-rheinland-
pfalz/Y3JpZDovL3N3ci5kZS9hZXgvbzE0Nzg2M
zc/ 

 

Zu wenig Lohn und zu selten bei der Familie 
Mit einem Aktionstag haben DGB, ver.di und die katholische Kirche auf die Arbeitsbedin-

gungen der Lkw-Fahrer aufmerksam gemacht - und sich bei ihnen bedankt  

DGB-Team „Faire Mobilität“, ver.di und Be-

triebsseelsorge 

Im Juni 21 gab Sondierungsgespräche mit 

dem Arbeitgeberverband VAV.  

Diese beiden Gespräche sind Resultat der 

Verhandlung vom 18. Mai. Dort hatte die 

ver.di Verhandlungskommission dem Ar-

beitgeberverband eine detaillierte Bewer-

tung ihres vorgelegten Entwurfes für den 

Manteltarifvertag zugesagt. 

Nach der Bewertung durch die ver.di Ver-

handlungskommission bleibt folgendes 

festzuhalten: 

 Die Verhandlungspartner*innen sind 

noch an vielen Punkten weit voneinan-

der entfernt. Hier muss sich der Arbeit-

geberverband noch mehr auf ver.di 

zubewegen. 

 ver.di sieht jedoch Kompromissmöglich-

keiten, wenn der Arbeitgeberverband 

bei den Kernforderungen noch etwas 

draufpackt. 

 ver.di wird nur einem Manteltarifvertrag 

zustimmen, der Verbesserungen für die 

Beschäftigten enthält. 

Es wurde dem Verband nochmals deutlich 

gemacht, dass Entgelt- und Manteltarifver-

trag nur zusammen abgeschlossen werden, 

wenn es tatsächlich Verbesserungen für die 

Beschäftigten gibt. 

Für die nunmehr 19 Leermonate, in denen 

die Kolleg*innen bis jetzt keine Lohnerhö-

hung erhalten haben, muss es ebenfalls 

eine Lösung geben. Hier erwartet ver.di von 

den Arbeitgebern ein deutliches Signal an 

die Beschäftigten. 

Sprecht mit euren Kolleg*innen, informiert 

sie über die aktuellen Entwicklungen und 

macht ihnen klar, wie wichtig eine starke 

Gewerkschaft im Betrieb ist. 

In Betrieben, in denen sich viele Menschen 

gewerkschaftlich organisieren und streikbe-

reit sind, gibt es auch jetzt schon Verbesse-

rungen für die Beschäftigten und dies, ob-

wohl mit dem Arbeitgeberverband noch 

keine Einigung erzielt wurde. 

So werden zum Beispiel bei Mosolf und 

Hermes Lohnerhöhungen und Coronaprä-

mien gezahlt. 

Die Lohnerhöhungen haben die ver.di 
Mitglieder in diesen Betrieben durchge-

setzt. 

 

Sondierung mit Arbeitgeberverband 
Verkehrsgewerbe Rheinland-Pfalz: ver.di erwartet verhandlungsfähiges Angebot 
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Wie herausfordernd und anspruchsvoll 

die Arbeitsbedingungen in der Brief- und 

Paketzustellung sind, lernte Verena 

Hubertz, SPD Bundestagskandidatin im 

Wahlbezirk 203, im Juni kennen. Dort 

mit anzupacken und mit den Postbe-

schäftigten vor Ort ins Gespräch zu 

kommen, war ihr ein großes Anliegen. 

An zwei Prakti-

u m s t a g e n 

packte sie 

tatkräftig bei 

unserer Kolle-

g i n  U s c h i 

Tscheutschler, am 

25.06.21 in Föh-

ren, und  in unse-

rem Kollegen Bernd Kuhn, am 22.06.21 

in Saarburg, bei der Vorbereitung und in 

der Zustellung mit an.  Es blieb auch 

genügend Zeit für Gespräche  zu posta-

lischen Themen mit den Beschäftigten, 

den ver.di Betriebsräten und der ver.di 

Betriebsgruppe Trier. Dabei wurden ihre 

Positionen z.B. zu folgenden Themen 

erfragt  

 neues Postgesetz, öffentliche Da-

seinsvorsorge  und Sicherstellung 

einer flächendeckenden werktägli-

chen Zustellung,  

 Änderungen des Teilzeitbefris-

tungsgesetzes und Wegfall der 

sachgrundlosen Befristungen,  

 Arbeitsbedingungen und Subunter-

nehmer im boomenden Paketbe-

reich 

 Sozialversicherungspflichtige, tarif-

gebundene Arbeitsverhältnisse  

 

„Ich habe  ein ganz anderes Verständ-

nis für die harte, systemrelevante  Ar-

beit der Brief- und Paketzustellung bei 

Wind und Wetter gewonnen“, so Verena 

Hubertz nach ihrem Einsatz vor Ort. 

Besonders fiel ihr die intensive Zusam-

menarbeit  von ver.di und Betriebsrat 

auf, die sich gemeinsam für gute Ar-

beitsbedingungen im Betrieb stark ma-

chen.  

Danke an den  Betriebsratsvorsitzenden 

Walter Kesseler, sowie an die Niederlas-

sung Betrieb Koblenz, die die Praxistage 

ermöglicht haben. 

Und Danke an 

Helga Thiel, die 

auch im Ruhe-

stand immer noch 

sehr aktiv ist und 

die Praxistage mit 

begleitet hat.  

Bundestagskandidatin für den Wahlkreis 

Trier & Trier-Saarburg,  

Verena Hubertz im  Praxiseinsatz  


